
Checkliste: Krankheitsbedingte Kündigungen 

 
 
 
1.  Erhebliche krankheitsbedingte Fehlzeiten 
 

- Unterfälle: 
 
    a) Lang andauernde Krankheitszeiten  
     andauernde durchgehende Abwesenheit 
 
   b) Häufige Kurzerkrankungen 
     deutlich mehr als 30 Arbeitstage/Jahr mit Entgeltfortzahlung  
 

- Betrachtungszeitraum: Vergangene 2 - 4 Jahre 

- Sonderbetrachtung von Arbeitsunfällen 

- datumsmäßige Auflistung erforderlich 

 
 

2. Negative Zukunftsprognose 
 

- Mit weiteren erheblichen Krankheitszeiten in der Zukunft ist zu rechnen 

- Keine Hoffnung auf völlige oder weitgehende Genesung in nächster Zukunft (Prognose-
zeitraum: kommende 24 Monate) 

 
Informationsquellen: 

- Auskunft des behandelnden Arztes (nach Schweigepflichtentbindung durch AN) 

-  Auskunft des Betriebsarzt (nach Schweigepflichtentbindung durch AN) 

- Auskunft des Arbeitnehmers 

- Sonstige Umstände 

- Indikation aufgrund erheblicher Fehlzeiten in der Vergangenheit  

 

Steht zweifelsfrei fest, dass der AN auf Dauer völlig arbeitsunfähig ist, liegt eine auf Dauer 

unzumutbare betriebliche Auswirkung der Fehlzeiten vor und auch die Interessenabwägung 

geht zu Lasten des AN aus, die Ziffern 4 und 6 erübrigen sich.  

 

Ist zum Zeitpunkt der beabsichtigten Kündigung eine günstige Prognose für die Wiederher-

stellung der Arbeitsfähigkeit innerhalb der nächsten 24 Monate nicht zu erwarten, steht dies 

einer dauernden Leistungsunfähigkeit gleich. 

 

Ein betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) nach Ziffer 5 muss dennoch jeweils 

durchgeführt werden. 

 
 
3. Auf Dauer unzumutbare betriebliche Auswirkungen der Fehlzeiten unter Beschreibung des 

Arbeitsplatzes 
 

- Entgeltfortzahlungskosten in erheblicher Höhe, also deutlich mehr als 6 Wochen pro Jahr  

- Notwendig gewordene Überstunden anderer Kollegen 

- Einsatz von Aushilfskräften unmöglich (lange Einarbeitung), Kosten der Aushilfskräfte 

- Verzögerung im Betriebsablauf, Fertigung  

- Beschwerden von Kollegen 

- Krankheitszeiten weit über tatsächlich gehaltene Personalreserve hinausgehend 
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- Auswirkungen fehlender Planungsmöglichkeiten, Unsicherheitsfaktor 

- Vergabe von Arbeit nach außen (Lohnaufträge) 

 
Dauerhafte krankheitsbedingte Leistungsminderung stellt nur im Ausnahmefall einen Kündi-
gungsgrund dar. Hierzu muss eine objektiv messbare Leistungsminderung vorliegen (quali-
tativ oder quantitativ) und die Minderung muss in einem erheblichen und auffälligen Missver-
hältnis zum Arbeitsentgelt stehen. 

 
 
4. Keine Beschäftigungsmöglichkeit auf anderem Arbeitsplatz im Betrieb oder im Unternehmen 

(Vorrang der Änderungskündigung vor Beendigungskündigung) und keine sonstigen milde-
ren Mittel denkbar 

 
- Kein Arbeitsplatz frei 

- Belastung an anderen Arbeitsplätzen genauso hoch, höher 

- Fehlzeiten nicht auf Arbeitsplatz zurückzuführen 

-  Keine Versetzung / Umsetzung auf leidensgerechten Arbeitsplatz im Rahmen des Direk-
tionsrecht möglich  

- AN verweigert vorbehaltlos und endgültig Versetzung 

- Keine sonstigen milderen Mittel denkbar 

 

 

5. Betriebliches Eingliederungsmanagement - BEM 
  

- Durchführung des BEM keine formelle Wirksamkeitsvoraussetzung einer Kündigung, 
sondern Konkretisierung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes für die Kündigung 

- Auswirkungen auf die Beweislastverteilung im Kündigungsschutzprozess zu Lasten des 
Arbeitgebers 

- Führt der AG kein BEM durch, hat der AG die objektive Nutzlosigkeit des BEM im Kündi-
gungsschutzprozess darzulegen und ggf. zu beweisen.  

 Der AG muss umfassend und detailliert vortragen, warum weder ein weiterer 
Einsatz auf dem bisherigen Arbeitsplatz, noch dessen leidensgerechte Anpas-
sung oder Veränderung möglich gewesen seien und der AN auch nicht auf ei-
nem anderen Arbeitsplatz bei geänderter Tätigkeit habe eingesetzt werden 
können. Der AG muss auch die Nutzlosigkeit von Maßnahmen, Leistungen o-
der Hilfen der Rehabilitationsträger vortragen. Sobald bereits denkbar ist, dass 
das BEM ein positives Ergebnis hätte erbringen können, muss sich der AG 
vorhalten lassen, vorschnell gekündigt zu haben. 

 

- Gesetzliche Pflicht für BEM: Mit jedem Arbeitnehmer, der innerhalb eines 12-Monatszeit-
raums durchgehend oder mehrfach insgesamt länger als 6 Wochen arbeitsunfähig ist 

 

- Ordnungsgemäße Einladung (ergebnisoffenes Verfahren über die Grundlagen der Wei-
terbeschäftigung, AN kann Vorschläge einbringen, Ziele des BEM darstellen) 

 Information über Ziele des BEM 

 Hinweis auf Freiwilligkeit 

 Hinweis auf freiwillige Hinzuziehungsmöglichkeit des Betriebsrats oder der 
Schwerbehindertenvertretung 

 Deutlicher Hinweis auf Konsequenzen für Kündigungsschutzprozess 

 Mustervorlage: Siehe Homepage 
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- Einwilligung des Mitarbeiters in Erhebung und Verarbeitung seiner Gesundheitsdaten 

 Ordnungsmäßige Datenschutzerklärung zur konkreten Datenverwendung 
zwingend erforderlich 

 Mustervorlage: Siehe Homepage 

 

- Inhaltliche Prüfung, ob die Kündigung zur Beseitigung der eingetretenen Vertragsstörung 
geeignet und erforderlich ist, das heißt, keine angemessenen, milderen Mittel zur Vermei-
dung oder Verringerung künftiger Fehlzeiten zur Verfügung stehen 

 Keine Beschäftigungsmöglichkeit auf anderem leidensgerechten Arbeitsplatz 
im Betrieb oder Unternehmen (Vorrang der Änderungskündigung vor Beendi-
gungskündigung) 

 Kein Arbeitsplatz frei 

 Belastung an anderen Arbeitsplätzen genauso hoch, höher 

 Fehlzeiten nicht auf Arbeitsplatz zurückzuführen 

 AN verweigert vorbehaltlos und endgültig Versetzung  

 

- Gegebenenfalls spezifische Behandlungsmaßnahmen prüfen 

- Maßnahmen, Leistungen oder Hilfen eines Rehabilitationsträgers prüfen 

- Einschaltung des Betriebsarztes und Einholung ärztlicher Gutachten sinnvoll 

- Einschaltung des Betriebsarztes / Einholung ärztlicher Auskünfte ersetzt ordnungsgemä-
ßes BEM im Regelfall nicht. Gesetz verlangt vom Arbeitgeber unmittelbares Gespräch 
mit dem AN und bei dessen Zustimmung die Hinzuziehung der im Gesetz genannten 
Stellen (Betriebsrat, ggf. Schwerbehindertenvertretung und Betriebsarzt) 

- Durchführung des BEM auf Wunsch des AN mit Betriebsrat, ggf. Schwerbehindertenver-
tretung 

- Kein Anspruch des AN auf Hinzuziehung eines Rechtsbeistandes zum BEM-Gespräch 

 
 
6. Interessenabwägung 
 
 Abzuwägen ist zwischen dem Interesse des Arbeitnehmers unter Berücksichtigung von 

Alter, Betriebszugehörigkeit, Unterhaltspflichten, Krankheitsursache, Lage auf Arbeitsmarkt 
an der Erhaltung seines Arbeitsplatzes und dem Interesse der Firma an der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses unter Berücksichtigung der Höhe der Lohnfortzahlungskosten, der Stö-
rung des Betriebsablaufs, der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens, der Unmöglichkeit, 
Aushilfskräfte zu bekommen. 

 
 
7. Angaben im Anhörungsbogen zur Betriebsratsanhörung (Mustervorlage auf der Homepage) 
 
 Gesamter Kündigungssachverhalt Ziffern 1 bis 4 + 6.  
 
 Arbeitnehmerdaten, die dem Arbeitgeber ausschließlich aus dem BEM – Verfahren bekannt 

geworden sind, mit Ausnahme des Ergebnisses des BEM an sich, dürfen entsprechend der 
Datenschutzerklärung nicht verwertet werden. 
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